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1 Einleitung 
1. Neuere Klimastudien und Schätzungen von Scha-
denskosten durch Wetteranomalien legen die Schlussfol-
gerung nahe, dass der Klimawandel nicht übertrieben,
sondern eher unterschätzt worden ist. Gleichzeitig meh-
ren sich aber die Anzeichen, dass ein anspruchsvoller Kli-
maschutz zu vertretbaren Kosten erzielt werden kann,
wenn er rechtzeitig erfolgt und als Innovationsstrategie
verstanden wird. Im Zeichen hoher Energiepreise treten
überdies die wirtschaftlichen Vorteile hocheffizienter und
zugleich klimafreundlicherer Energietechniken in den
Vordergrund.

Die deutsche Klimapolitik hat seit 1990 – unabhängig
vom Energiestrukturwandel in den neuen Bundesländern
nach 1989 – wichtige Erfolge erzielt. Das gilt für effi-
zienzsteigernde Modernisierungen in der Industrie ebenso
wie für die Verdopplung des Anteils erneuerbarer Ener-
gien an der Stromerzeugung auf über 10 % seit 1998. Die
Bundesrepublik hat mit ihrer parteiübergreifend entwi-
ckelten Vorreiterrolle erheblich zur Entwicklung der in-
ternationalen Klimapolitik beigetragen (vgl. SRU, 2002).
Die Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Kyoto-Proto-
kolls und das mehrjährige schwache Wirtschaftswachs-
tum haben jedoch Stimmen laut werden lassen, die diese
Rolle Deutschlands infrage stellen. Vom Bundesverband
der Deutschen Industrie e. V. (BDI) wurde in einer Stel-
lungnahme vom August dieses Jahres gefordert, „auf na-
tionale und europäische Alleingänge zu verzichten“ und
den zielorientierten Ansatz des Kyoto-Protokolls aufzu-
geben (BDI, 2005). Ähnlich forderte der Deutsche Indus-
trie- und Handelskammertag (DIHK) unter Hinweis auf
vermeintlich hohe Kosten die Aufgabe des Ziels, die
Treibhausgase bis 2020 um 40 % gegenüber 1990 zu ver-
ringern. Deutschland könne nicht „einseitig und dauerhaft
Vorreiter sein.“ (DIHK, 2005). 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) teilt
diesen Standpunkt nicht. Er hält diese Grundsatzdebatte
aber für wichtig, auch deshalb, weil sie Anlass gibt,
neuen Erkenntnissen bei der Gestaltung der künftigen
Klimapolitik Rechnung zu tragen. Die folgende Stellung-
nahme soll dies verdeutlichen und zugleich einen Beitrag
zur energiepolitischen Positionierung der neuen Bundes-
regierung leisten. Sie fokussiert dabei – zunächst thesen-
artig – auf neuere Entwicklungen, die die Chancen eines
anspruchsvollen Klimaschutzes verbessert haben und die
defensive Position der beiden führenden Industriever-
bände Deutschlands somit infrage stellen. 

Nach Auffassung des SRU ergeben die Probleme bei der
Umsetzung des internationalen Klimaregimes ein negati-
veres Bild als die reale technologische Entwicklung und
die sie begünstigenden regulativen Tendenzen in führen-
den Ländern. Hier zeichnet sich tendenziell eine Wende
hin zu klimafreundlicheren Technologien ab, die die
Machbarkeit und Finanzierbarkeit eines anspruchsvollen
Klimaschutzes in ein positiveres Licht rückt. Beispiele
sind die rasche weltweite Ausbreitung erneuerbarer Ener-
gien, die Neuorientierung wichtiger multinationaler Un-
ternehmen, ein Trend zur staatlichen Förderung der Ener-
gieeffizienz von Produkten, aber auch die Abkehr von der

Kohleverstromung in der Kraftwerksplanung im Europa
der 15. 

Verstärkt wird diese Entwicklung durch regulative Ten-
denzen, die weniger der Umsetzung des Kyoto-Protokolls
(und der Reaktion auf die Preissignale des Emissionshan-
dels) als der Abwehr ökonomischer Störungen durch den
massiven Anstieg des Ölpreises dienen. Dieser politische
Trend – Beispiel: der Kraftstoffverbrauch von PKW – hat
nicht nur entwickelte Industrieländer erfasst, er ist auch in
zunehmenden Maße in Schwellenländern wie China er-
kennbar.

Damit nehmen der technische Fortschritt und der Innova-
tionswettbewerb tendenziell eine Richtung, die auch ein
Industrieland wie Deutschland als Herausforderung anse-
hen muss. Das bedeutet, dass innovationsfördernde Maß-
nahmen zur Verringerung des Energieverbrauchs und zur
Substitution von Energieträgern auch jenseits des Klima-
schutzes geboten sein können. In diesem Fall treten neben
das Klimaschutzziel auch wettbewerbs- und industrie-
politische Ziele, welche im Wettbewerb um zukunftsfä-
hige Energietechnologien ambitioniertere Ziele nicht nur
rechtfertigen, sondern im Sinne des „market pull“ auch
nahe legen.

Zugleich bestätigen neuere Untersuchungen über die
möglichen Schadenswirkungen des Klimawandels den
dritten Sachstandsbericht des Intergovernmental Panel on
Climate Change (IPCC), wobei einige Studien eher mehr
als weniger Anlass zur Besorgnis geben. Energiepolitik
muss zunehmend auch der Möglichkeit Rechnung tragen,
dass sich die internationale Klimapolitik angesichts der
Schadensfolgen des globalen Temperaturstiegs langfristig
eher verschärft als abschwächt (IPCC, 2001).

Der SRU hat sich in seinem letzten Hauptgutachten
(SRU, 2004b) ausführlich mit den Erfordernissen der
deutschen Klimapolitik befasst. Seine dort getroffene
Einschätzung, dass es zu drastischen Emissionsminderun-
gen, insbesondere in Industrieländern kommen muss, be-
darf keiner Revision. Es gibt keinen Grund, von der kli-
mapolitisch begründeten Forderung nach langfristigen
Emissionsminderungszielen (für hoch entwickelte Indus-
trieländer wie Deutschland – 80 % CO2-Emissionen bis
2050 gegenüber 1990) abzuweichen. Dies vorausgesetzt,
richtet die vorliegende Stellungnahme den Blick verstärkt
darauf, dass ambitionierte und langfristig kalkulierbare
Emissionsminderungsziele auch aus wettbewerbs- und in-
dustriepolitischer Sicht notwendig und sinnvoll sind. Die
Festlegung solcher Ziele muss rasch erfolgen, um Innova-
tionsanstrengungen und Investitionsstrategien rechtzeitig
in die richtige Richtung zu lenken. Dies macht die Wei-
terentwicklung des multilateralen Klimaschutzregimes zu
einer strategischen Herausforderung. Die Einhaltung des
Kyoto-Zieles im Rahmen der europäischen Lastenvertei-
lung, die noch weitere Maßnahmen erfordert, ist dazu ein
wichtiger Schritt.

Probleme, Defizite und Chancen des deutschen Klima-
schutzes sollten vor diesem Hintergrund neu bewertet
werden.
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Klimawandel und seine Folgen
2 Klimawandel und seine Folgen: kein 
Grund zur Entwarnung 

2. Der dritte Sachstandsbericht des IPCC (2001) hat
dargelegt, dass die vorwiegend vom Menschen verur-
sachten Emissionen von Treibhausgasen (THG; haupt-
sächlich CO2) zu einem Anstieg der globalen Mitteltem-
peratur führen. Der Anstieg bei einer Verdoppelung der
THG-Konzentration in der Atmosphäre (Klimasensitivi-
tät) liegt mit hoher Wahrscheinlichkeit zwischen 1,5 und
4,5 °C über dem vorindustriellen Niveau. Im 20. Jahrhun-
dert ist die Mitteltemperatur global um 0,6 und in Europa
sogar um circa 1 °C gestiegen (vgl. RAHMSTORF,
2004). Die Wahrscheinlichkeit schwerwiegender globaler
Störungen steigt mit zunehmender globaler Mitteltempe-
ratur, wobei eine Zunahme von mehr als 2 °C als „gefähr-
liche anthropogene Störung des Klimasystems“ im Sinne
des Artikel 2 der Klimarahmenkonvention angesehen
wird. Dies wird als kritische Grenze im Hinblick auf die
Sicherstellung der Nahrungsmittelversorgung, der Arten-
vielfalt und der nachhaltigen wirtschaftlichen Entwick-
lung gesehen (SRU, 2004b, Tz. 24; vgl. WBGU, 2003).
Neuere Studien erhärten die Einschätzung des dritten
Sachstandsberichtes, reduzieren einige Unsicherheiten
und schätzen einige Aspekte zum Teil kritischer ein als
vorher. Dazu gehören das bisher unterschätzte Abschmel-
zen des Grönland-Eises und der Arktis, die Übersäuerung
der Meere und die durch die Erderwärmung verminderte
Fähigkeit der Böden zur Aufnahme von Kohlenstoff (vgl.
TIRPAK, 2005; HASSOL, 2004; JONES et al., 2005).
Eine Meta-Analyse aus verschiedenen Studien zu den
Unsicherheiten der Klimasensitivität legt nahe, dass diese
eher im oberen Bereich der oben genannten Bandbreite
liegen (HARE und MEINSHAUSEN, 2004;
MEINSHAUSEN, 2005). In Bezug auf Biodiversität fin-
den Artenverschiebungen bereits jetzt statt, welche bei
fortschreitender Erwärmung eine Verschiebung der Ver-
teilungsmuster von Biodiversität erwarten lassen
(THOMAS et al., 2004; ROOT et al., 2003; WALTHER
et al., 2002). Die Folgen des Klimawandels für Deutsch-
land – insbesondere Wasser- und Dürreschäden – wurden
soeben vom Umweltbundesamt kritisch dargestellt
(ZEBISCH, 2005). Die Zunahme von Wetteranomalien
ist bisher statistisch nicht signifikant belegt, wird aber
von einer Reihe von Forschern vermutet. Die beobachtete
Zunahme der Intensität tropischer Stürme wird von
einigen Forschern mit der globalen Erwärmung in
Zusammenhang gebracht (WEBSTER et al., 2005;
TRENBERTH, 2005; EMANUEL, 2005; dagegen:
PIELKE et al., 2005).

Der SRU sieht seine Empfehlung bestätigt, aus Vorsorge-
gründen von einer Klimasensitivität im oberen Bereich
der genannten Bandbreite auszugehen und eine Stabilisie-
rung bei 450 ppmv CO2 anzustreben. Die Übersetzung
eines Konzentrationsziels von 450 ppmv CO2 oder weni-
ger in Emissionsszenarien impliziert drastische globale
Emissionsminderungen. Dabei ist zu beachten, dass in
den Industrieländern die Pro-Kopf-Emissionen um ein
Vielfaches höher sind als in den Entwicklungsländern.
Für ein entwickeltes Industrieland wie Deutschland ist für
eine Stabilisierung bei 450 ppmv CO2 das Ziel einer Re-

duzierung der CO2-Emissionen in einer Größenordnung
von 80 % bis 2050 plausibel begründet worden (vgl.
SRU, 2004b, Tz. 24 bis 25; Enquete-Kommission, 2002,
S. 74 f.; OTT et al., 2004).

Der Zeitfaktor rechtzeitigen Handelns hat dabei Auswir-
kungen auf notwendige zukünftige Reduktionsraten.
Durch die lange Reaktionszeit und die Trägheit des Kli-
masystems müssen versäumte Reduktionsleistungen in
der Zukunft nachgeholt werden, dies bei anhaltendem
Anstieg der zu vermeidenden Emissionen. So würde ein
20-jähriges Aussetzen weiterer Emissionsreduktionen
nach 2012 drei bis siebenfach höhere jährliche Reduk-
tionsraten erfordern, um ein gesetztes Temperaturziel ein-
zuhalten. Die Weichenstellungen der nächsten 10 bis
15 Jahre haben somit einen wichtigen Einfluss auf die Er-
reichbarkeit des 2 °-Ziels (KALLBEKKEN und RIVE,
2005; MEINSHAUSEN, 2005). Aufgrund der klimapoli-
tischen Versäumnisse der Vergangenheit verkleinert sich
dieses Zeitfenster. Zwar hat sich die derzeitige Bundes-
regierung zum Ziel gesetzt, bis 2020 ihre THG-Emissio-
nen um 40 % gegenüber 1990 zu senken (Koalitionsver-
trag vom 16. November 2002), aber sie knüpft daran die
Bedingung, dass die EU ihre THG-Emissionen im glei-
chen Zeitraum um 30 % reduziert. Auf ihrer Frühjahrs-
tagung im März 2005 sprachen sich die Staats- und
Regierungschefs der EU lediglich für eine Emissions-
reduktion von 15 bis 30 % bis 2020 für alle Industrielän-
der (also nicht nur der EU) aus. Der Rat der Umwelt-
minister hatte zusätzlich ein weitergehendes
Reduktionsziel von 60 bis 80 % bis 2050 befürwortet
(Europäischer Rat 6693/05 (Presse 40)), welches nach
jetzigem Forschungsstand als angemessen angesehen
werden kann und außerdem einen hinreichend langen
Orientierungsrahmen für langfristige Investitionsent-
scheidungen bietet.

In den internationalen Klimaverhandlungen hat die
schwierige Diskussion über weiter gehende Ziele für die
Zeit nach dem Kyoto-Protokoll (nach 2012) kürzlich be-
gonnen. 

3 Verbesserte Annahmen bei Schadens- 
und Vermeidungskosten

3. In der öffentlichen Diskussion um den Klimaschutz
dominiert eine Sichtweise, die Klimaschutz als kritischen
Kostenfaktor darstellt. Bei dieser Sicht der Dinge ist je-
doch zu beachten, dass die schätzbaren Schadenskosten
eines unterlassenen Klimaschutzes sehr stark von einer
Reihe normativer Vorentscheidungen abhängen (vgl.
SRU, 2002, Tz. 521 bis 528). Darüber hinaus sind einige
Kostenkategorien nur sehr schwer monetär zu bewerten
und daher häufig ausgeklammert, wodurch die Schäden
tendenziell unterbewertet sind. Andererseits werden In-
novationseffekte der Klimapolitik in modellgestützten
Reduktionsszenarien in jüngerer Zeit realistischer abge-
bildet, wodurch die Schätzungen der Vermeidungskosten
tendenziell niedriger ausfallen. Weiterhin steigt bei endo-
genen Innovationseffekten die Bedeutung langfristiger
Preissignale, das heißt, die Kontinuität in der Klimapoli-
tik erhält einen größeren Stellenwert. Im Hinblick auf die
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Verbesserte Annahmen bei Schadens- und Vermeidungskosten
heute verbreitete Innovationsorientierung der Klimapoli-
tik ist dies wesentlich. 

4. Die Kosten des unterlassenen Klimaschutzes entste-
hen durch die negativen Folgen des Klimawandels und
können nur teilweise in Geldwerten ausgedrückt werden.
Negative Auswirkungen entstehen durch die Beeinträch-
tigung von Ökosystem- und Bodenfunktionen, die Not-
wendigkeit eines verstärkten Küstenzonenmanagements,
erhöhten Energieverbrauch für Klimaanlagen, veränderte
Wasserverfügbarkeit, die Ausbreitung tropischer Infek-
tionskrankheiten und Hitzestress, soziale Umwälzungen
und Katastrophen.

Monetarisierbare Kosten treten vor allem in der Land-
wirtschaft, im Küstenzonenmanagement und im Energie-
verbrauch, aber auch in anderen Sektoren wie zum
Beispiel Forstwirtschaft, dem Versicherungs- und Ge-
sundheitswesen auf. Die Wahl der Diskontrate, welche
zukünftige Nutzen-Kosten-Relation gegenüber den heuti-
gen gewichtet und somit den Gegenwartsbezug aus-
drückt, hat dabei mit den größten Einfluss auf die erhebli-
che Variationsbreite der Kostenschätzungen in der
Literatur (DOWNING und WATKISS, 2003; SRU, 2002,
Tz. 522). Durch die langen Verzögerungszeiten beim Kli-
mawandel entstehen die Hauptschäden (bzw. der Nutzen
der Vermeidung) erst in späteren Perioden. Höhere Dis-
kontraten implizieren somit eine geringe Bewertung zu-
künftiger Schäden zulasten zukünftiger Generationen.
Daher ist die Wahl der Diskontrate bei Langzeitproble-
men mit Unsicherheiten wie dem des Klimawandels um-
stritten. Zum Teil werden niedrigere oder sinkende Raten
empfohlen, um zukünftige Generationen angemessener
zu berücksichtigen (HAMPICKE und OTT, 2003;
NEWELL und PIZER, 2001; PORTNEY und WEYANT,
1999; WEITZMANN, 1998). Eine stärkere Berücksichti-
gung von Ungleichheit zwischen den Gesellschaften führt
ebenfalls zu höheren Kostenbewertungen (PITTINI und
RAHMAN, 2004).

Die monetäre Bewertung stellt zumeist nur einen Teil der
sozialen Kosten von CO2-Emissionen dar. Dies trifft ins-
besondere auf die unzureichend erfassten Bereiche der
Ökosystemfunktionen und Artenvielfalt zu, wo erste Ef-
fekte bereits sichtbar sind (s. o.). Hier werden bereits bei
geringen Temperaturerhöhungen gravierende Auswirkun-
gen erwartet (SCHNEIDER und LANE, 2004). Unbe-
rücksichtigt bleiben außerdem mögliche gesellschaftliche
Umwälzungen wie Migration, politische Krisen oder gar
bewaffnete Konflikte, welche durch Klimawandel ausge-
löst werden könnten (PITTINI und RAHMAN, 2004;
TOL, 2003). Würde im Rahmen des Vorsorgeprinzips der
vermutete Zusammenhang zwischen Klimaerwärmung
und Umweltkatastrophen berücksichtigt (s. o.), so hätte
dies auch höhere Kostenbewertungen und als Konse-
quenz die Forderung nach früheren und stärkeren Emis-
sionsreduktionen zur Folge. Bei niedrigeren Diskontraten
verstärkt sich dieser Effekt (CLINE, 2005; PITTINI und
RAHMAN, 2004; SCHNEIDER und LANE, 2004). Bei
all diesen methodischen Unsicherheiten bieten die im
Folgenden dargestellten quantitativen Abschätzungen le-

diglich einen Anhaltspunkt für die Größenordnungen von
Schadens- und Vermeidenskosten.

5. Eine Abschätzung der Auswirkungen unter Unsicher-
heit mit Hilfe von Wahrscheinlichkeitsverteilungen bezif-
fert die kumulierten Schadenskosten unterlassener Klima-
politik auf einen Gegenwartswert von 74 Billionen Euro.
In einem 550-ppm-Szenario des Klimaschutzes fällt die-
ser um 55 % niedriger aus. Dabei wurde eine Diskontrate
von circa 4 % angenommen (EU-Kommission, 2005a,
S. 21; HOPE, 2004).

Die geschätzten Kosten der Emissionsvermeidung sind
ebenfalls von einer Reihe von Annahmen abhängig. An-
nahmen über die technologische Entwicklung kommt
hierbei eine besondere Bedeutung zu. Schätzungen mit-
hilfe des energiesystemorientierten POLES-Modells für
ein 550-ppm-Szenario (CO2-Äquivalente) für die abdis-
kontierten EU-weiten Kosten für 2025 liegen bei circa
0,5 % des Bruttoinlandsproduktes (BIP) (CRIQUI et al.,
2003, S. 37). Werden die makroökonomischen Rückwir-
kungen stärker berücksichtigt (GEM-E3-Modell), liegt
der Wohlfahrtsverlust je nach Struktur des internationalen
Klimaregimes zwischen 0,3 und 0,4 %. Anhand einer
Modellierung, die einen energiesystemorientierten mit ei-
nem makroökonomischen Ansatz integriert, schätzen
NAKICENOVIC und RIAHI (2003, S. 37 ff.) die globa-
len jährlichen Kosten eines 450-ppm-CO2-Szenarios auf
zwischen 0,3 und 1,5 % des BIP. In einem noch an-
spruchsvolleren 400-ppm-CO2-Szenario liegen die
Kosten bei optimistischeren Annahmen über die Techno-
logieentwicklung ebenfalls auf 0,3 bis 1,5 % (bei abwei-
chendem Kostenprofil im Zeitverlauf). Bei weniger opti-
mistischen Annahmen reicht die Spannweite der Kosten
von 0,6 bis 2,3 % des BIP.

In den oben genannten Modellen hat die Klimapolitik
noch keinen Einfluss auf die technologische Entwick-
lung. Neben der Diskontrate stellen Annahmen über die
technologische Entwicklung jedoch den Faktor mit dem
größten Einfluss auf die geschätzten Kosten dar. Eine rea-
listischere Darstellung des technischen Fortschritts trägt
der Tatsache Rechnung, dass die Unternehmen auf verän-
derte Knappheitsrelationen mit einer veränderten Investi-
tionsstrategie reagieren. So wird mit der Entwicklung
neuer Technologien auf Preissignale (CO2-Steuern, Zerti-
fikate) endogen reagiert und technischer Fortschritt durch
Klimapolitik induziert (CLINE, 2005; LÖSCHEL, 2002;
MATSCHOSS, 2004). Wird dieser Effekt berücksichtigt,
sinken die Kosten eines gesetzten Reduktionszieles bzw.
es steigen die optimalen Emissionsreduktionen (vgl.
EDENHOFER et al., 2005; GOULDER, 2004; vgl.
MATSCHOSS, 2004). Nach zwei viel zitierten Berech-
nungen sinken die Kosten für ein vorgegebenes Reduk-
tionsziel um 10 bis 15 % (GOULDER und SCHNEIDER,
1999), bzw. sogar um 30 % (GOULDER und MATHAI,
2000). Bei letzteren steigt die Ersparnis außerdem mit zu-
nehmender Stringenz des Vermeidungsziels (von 7 % bei
einem Konzentrationsziel von 838 ppm CO2 auf 51 % in
einem 350-ppm-CO2-Szenario). In einer weiteren Studie
sinken die Kosten eines 550-ppm-Szenarios um 42 bis
5



Konvergenz von Klimaschutz und ökonomischen Interessen
72 % gegenüber der Modellversion mit exogenem techni-
schem Fortschritt (MANNE und RICHELS, 2002).

Werden solche Maßnahmen im Voraus angekündigt,
sinken die Kosten der Klimapolitik abermals signifikant.
In einem Modell-Experiment von GOULDER und
SCHNEIDER mit einer um 10 Jahre im Voraus angekün-
digten CO2-Steuer sinken die Kosten um circa ein Drittel
(GOULDER, 2004). Dies unterstreicht die Bedeutung
frühzeitiger und langfristiger Preissignale, die den Unter-
nehmen die Zeit geben, ihre Investitionsstrategien recht-
zeitig auf veränderte Knappheitsrelationen einzustellen
und die technologische Entwicklung in die richtige Rich-
tung zu lenken. Langfristige und berechenbare Politik ist
also eine notwendige Vorraussetzung für einen effizienten
Klimaschutz. Dies gilt insbesondere dann, wenn innova-
tionsorientierte Strategien angewendet und die normalen
Investitionszyklen des Energiesystems genutzt werden
sollen. Die Vorteile einer angekündigten Politik lassen
sich allerdings nur dann realisieren, wenn die Akteure
auch auf die tatsächliche Umsetzung vertrauen können,
das heißt wenn sie glaubwürdig ist (s. u.). 

Im Übrigen ergibt sich auch ein anderes Bild, wenn die
Kosten nicht in absoluten Zahlen oder Prozentsätzen des
BIP sondern als Wachstumsverzögerung ausgedrückt
werden. So bedeuten die (globalen) jährlichen BIP-Ver-
luste verschiedener Reduktionsszenarien, dass die (globa-
len) BIP-Werte der jeweiligen Trendszenarien am Ende
dieses Jahrhunderts mit den Reduktionsszenarien ledig-
lich ein Jahr bis wenige Jahre später erreicht werden
(NAKICENOVIC und RIAHI, 2003, S. 40; vgl.
SCHNEIDER und LANE, 2004).

6. Als Fazit ergibt sich insgesamt, dass die Schadensef-
fekte des Klimawandels tendenziell unterschätzt werden,
während die Kosten der Emissionsreduktion häufig über-
schätzt werden. Inzwischen ergeben sich jedoch zusätz-
liche Argumente für Klimaschutz aus Industrie- und
wettbewerbspolitischer Sicht. Diese ökonomischen Argu-
mente, die eine klimapolitische Begründung von Emis-
sionsreduktionen nicht ersetzen, wohl aber ergänzen kön-
nen, werden im Folgenden dargelegt.

4 Konvergenz von Klimaschutz und 
ökonomischen Interessen

4.1 Innovationsmotiv Energieeffizienz

7. Wie bereits erwähnt, wird Klimaschutz vielfach vor-
rangig als Kostenbelastung betrachtet. Daraus wird ein
Gegensatz zwischen Klimaschutz und internationaler
Wettbewerbsfähigkeit abgeleitet und eine eher zurückhal-
tende Politik begründet. Mittlerweile vollzieht sich hier
ein grundlegender Wandel in der klimapolitischen Aus-
gangslage. Zu verzeichnen ist der Aufstieg prononciert
ökonomischer Interessen an effizienter Energietechnik,
die dem Klimaschutz entgegen kommen. Insbesondere
die Entwicklung der Energiepreise hat bei wichtigen Ak-
teuren eine eigenständige ökonomische Argumentation
entstehen lassen, die mit den Zielen des Klimaschutzes
konvergiert. Diese teilweise durch regulativen Wettbe-

werb verstärkte Entwicklung eröffnet in breitem Umfang
neue Märkte für klimaverträgliche Energietechnologien.

4.2 Fluktuierende Energiepreise und die 
neue Energiekonzeption der EU

8. Bei der EU-Kommission ist ein Übergang zu rein
ökonomischen Argumenten für eine zugleich klima-
freundliche Technologieentwicklung zu verzeichnen. Kli-
maschutz gerät so in den Mainstream der Energiepolitik.
In ihrem Grünbuch zur Energieeffizienz vom Juni 2005
stellt sie eine ehrgeizige Effizienzstrategie als wesentli-
chen Beitrag zu ihrer „Lissabon-Strategie“ für Wettbe-
werb und Beschäftigung hin. Angestrebt wird eine kos-
teneffektive relative Energieeinsparung von 20 % bis
2020. Erwartet werden jährliche Kosteneinsparungen von
60 Mrd. Euro. Bezeichnend ist dabei, dass sich die EU-
Kommission unabhängig macht von klimapolitischen Be-
gründungen (EU-Kommission, 2005b). Als Problem wird
die für 2030 erwartete 90 %ige Abhängigkeit bei Öl-
importen herausgestellt. Damit gewinnen wirtschaftspoli-
tische Ziele der Verringerung von Importabhängigkeit,
der Kostensenkung, der Förderung von Innovation, Be-
schäftigung und Wettbewerb eine Eigendynamik, die zu-
gleich dem Klimaschutz zugute kommt.

Die 2000 von den europäischen Staatschefs verabschie-
dete „Lissabon-Strategie“ hat zum Ziel, durch verstärkte
Anstrengungen in der Innovations-, Technologie- und
Unternehmenspolitik das Wirtschaftswachstum zu stei-
gern und die EU zur „wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschaft der Welt“ zu ma-
chen. Neben Kostensenkungen und der Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen soll
auch die Anfälligkeit gegenüber der Volatilität von Öl-
und Ressourcenpreisen verringert werden. So wird
Energieeffizienz als Ziel der Förderung von Wettbe-
werbsfähigkeit, Innovation und verringerter Import-
abhängigkeit definiert. Eine Zwischenbilanz einer hoch-
rangigen Arbeitsgruppe im Herbst 2004 unter der Leitung
des früheren niederländischen Premierministers Kok hebt
Öko-Innovationen als zentralen Baustein für mehr
Wachstum und Beschäftigung sowie verbesserte Wettbe-
werbsfähigkeit auf Exportmärkten hervor (EU-Kommis-
sion, 2004a). Dies wurde in den Schlussfolgerungen der
Frühjahrstagung 2005 der Staats- und Regierungschefs
anerkannt und in die „integrierten Leitlinien für Wachs-
tum und Beschäftigung“ der EU-Kommission aufgenom-
men (Europäischer Rat 7619/1/05 REV 1; EU-Kommis-
sion, 2005c). 

Die Ziele der „Lissabon-Strategie“ und des Klimaschutzes
stehen nicht im Gegensatz zueinander, sondern vielmehr
in einer durchaus produktiven Beziehung. Einerseits er-
fordert der steigende Bedarf an Energiedienstleistungen
angesichts der notwendigen Emissionsreduktionen eine
Steigerung der CO2- bzw. der Energieeffizienz. Anderer-
seits ist die Steigerung der Energie- und Ressourceneffi-
zienz ein wichtiger Beitrag zur Zielerreichung in der
Wachstums- und Beschäftigungspolitik durch Kostensen-
kung und verringerte Importabhängigkeit bei Energie und
Rohstoffen. Die Effizienzrevolution bildet daher die ge-
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meinsame strategische Stoßrichtung. Sie ist konform mit
der vom SRU empfohlenen innovationsorientierten Um-
weltpolitik und der Vorreiterrolle im Klimaschutz (SRU,
2002; 2004b).

Trotz der wichtigen Übereinstimmungen zwischen „Lis-
sabon-Strategie“ und Klimaschutz wäre es allerdings ver-
fehlt, die Notwendigkeit von Emissionsreduktionen ein-
seitig wettbewerbs- und industriepolitisch zu begründen.
Damit bestünde die Gefahr, dass bei veränderten ökono-
mischen Verhältnissen dem Aspekt der ökologischen Zu-
kunftsverantwortung nicht ausreichend Rechnung getra-
gen würde. 

4.3 Regulative Trends begünstigen Wett-
bewerb um klimafreundliche Technik

9. Der hier skizzierte Wandel hin zu klimafreundliche-
ren Technologien wird durch regulative Trends verstärkt,
die seit den 1970er-Jahren im Umweltschutz eine zuneh-
mende Bedeutung erhalten haben (JÄNICKE, 2005; vgl.
LEVI-FAUR und JORDANA, 2005). Dabei werden poli-
tische „Musterlösungen“ umweltpolitischer Pionierländer
in breitem Umfang von anderen Ländern übernommen,
was zu einer gewissen Konvergenz der regulativen
Marktbedingungen führt (BUSCH et al., 2005). Im Kli-
maschutz diffundieren Regelungen wie Energiever-
brauchskennzeichnungen oder die deutsche Einspeisever-
gütung in viele Länder. 17 europäische Länder, aber auch
mehrere Entwicklungsländer haben dies auf das Strom-
einspeisungsgesetz von 1990 zurückgehende Instrument
bereits übernommen. Ein weiteres Beispiel ist der japani-
sche Top-Runner-Approach der Energieeffizienzsteige-
rung für 18 energieintensive Produkte, bei dem das je-
weils effizienteste Gerät (Top-Runner) Basis für eine
zeitversetzte Standardsetzung ist (SCHRÖDER, 2003).
Für den Kraftstoffverbrauch von Automobilen hat sich
dieser Ansatz über Kalifornien bis nach China fortgesetzt
(SAUER und WELLINGTON, 2004). Derartige regula-
tive Trends sind zunehmend Bestimmungsfaktoren für
den Innovationswettbewerb geworden: „The regulatory
drive has...forced companies to compete against each
other on environmental criteria“ (McLAUCHLIN, 2004). 

4.4 Hohe Wachstumsdynamik bei 
erneuerbaren Energien

10. Im Bereich der erneuerbaren Energien zeichnet sich
eine tendenzielle Wende hin zu klimafreundlichen Ener-
gien ab. Derzeit sind erneuerbare Energien noch auf För-
derungen angewiesen. Die EU-Richtlinie zur Förderung
erneuerbarer Energien (2001/77/EG) sieht vor, den Anteil
erneuerbarer Energien bis 2010 auf 12 % des gesamten
Energieverbrauchs und 22,1 % des Stromverbrauchs zu
erhöhen, wobei nationale Richtwerte zwischen 6 und
78 % vorgegeben sind. Zu deren Erreichung werden zu-
sätzliche Anstrengungen gefordert (EU-Kommission,
2004b). Im Juni 2005 hat der Industrieausschuss des
europäischen Parlaments eine weitere Erhöhung des Ziels
auf 25 % bis 2020 gefordert (Euractiv, 23. Juni 2005).
Deutschland hat hier mit der von vielen Ländern über-
nommenen nationalen Regulierung und mit der gesetzli-
chen Verankerung eines anspruchsvollen Ausbauziels

eine Vorreiter-Position übernommen. Der Anteil erneuer-
barer Energien am Stromverbrauch hat sich seit 1998
etwa verdoppelt (2004: 9,3 %) und soll bis 2020 auf 20 %
erhöht werden. Weiterhin sieht das von der Bundesregie-
rung maßgeblich mit initiierte und finanziell geförderte
Internationale Aktionsprogramm (IAP) der Bonner Kon-
ferenz „renewables 2004“ in seinen 197 Projekten den
weltweiten Ausbau der erneuerbaren Energien vor.
42 Staaten (darunter 9 Entwicklungs- und Schwellenlän-
der) haben förmliche Ausbauziele für die erneuerbaren
Energien zugesagt; hinzukommen 18 Bundesstaaten der
USA (BMU/BMZ, 2005). Einer ersten Abschätzung
zufolge entsprechen die Zusagen einer zusätzlichen
Stromerzeugungskapazität aus erneuerbaren Energien
von 163 GW bis 2015 mit einem Investitionsvolumen
von über 300 Mrd. USD und einer CO2-Minderung von
1,2 Mrd. Tonnen pro Jahr im Jahr 2015 (FRITSCHE und
KRISTENSEN, 2005). Deutschland stellt im Zeitraum
2005 bis 2009 insgesamt bis zu 500 Mio. Euro in Form
von zinsvergünstigten Darlehen für erneuerbare Energien
und Energieeffizienz zur Verfügung. Bereits 2002 wurden
dafür auf dem Nachhaltigkeitsgipfel in Johannisburg von
deutscher Seite 1 Mrd. Euro aus den Mitteln des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) für 2003 bis 2007 zugesagt (BMU,
2004, S. 404 ff.; KfW-Bankengruppe, 2005). Selbst
wenn nicht alle Projekte des Aktionsprogramms zum
Tragen kommen sollten, ergibt sich auch hier ein Anstoß-
effekt.

Weltweit sind die geschätzten jährlichen Investitionen in
Windkraft, solare Warmwasserbereitung, Photovoltaik,
kleine Wasserkraft, Biomasse und Geothermie von
6 Mrd. USD 1995 auf 22 bis 24 Mrd. USD 2003 gestie-
gen. Dies entspricht kumulierten Investitionen von
110 bis 124 Mrd. USD. Treibende Kraft war der Ausbau
von Windenergie und Photovoltaik. Die weltweit ge-
schätzten Investitionen in konventionelle Energien liegen
im Vergleich bei 100 bis 160 Mrd. USD (MARTINOT,
2004a; 2004b; 2005). Für 2004 entspricht dieser Investi-
tionsaufwand einem potenziellen Anteil an erneuerbaren
Energien von 14 bis 24 %. Für die Zukunft geht die Inter-
nationale Energieagentur im „World Energy Outlook
2004“ (WEO) davon aus, dass in der Periode von 2003
bis 2030 weltweit 40 % der Investitionen (1,6 Billionen
USD) in die Stromerzeugung auf der Basis erneuerbarer
Energien fließen werden, wenn diese durch staatliche
Maßnahmen gefördert werden. Dabei wird mit einer Ver-
doppelung der Stromproduktion aus Wasserkraft gerech-
net. Die Stromproduktion der anderen erneuerbaren Ener-
gien würde sich im gleichen Zeitraum versechsfachen.
Der anteilige Investitionsbedarf in der Energieerzeugung
entspricht 1 Billion USD oder 22 % (OECD/IEA, 2004b,
S. 228 f., 238; vgl. OECD/IEA, 2003, S. 406).

4.5 Endenergieeffizienz
11. Verstärkte Anstrengungen zur Effizienzsteigerung
im Endverbrauch von Energie erweisen sich als unerläss-
liche Voraussetzung für weiterreichende Klimaschutz-
politik. Einer gemeinsamen Analyse von 11 OECD-Staa-
ten (IEA-11) zufolge wären die CO2-Emissionen 1998
um 60 % höher gewesen, wenn die CO2-Intensität seit
7
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1973 konstant geblieben wäre. Drei Viertel der Verringe-
rung der CO2-Intensität sind der Verringerung der Ener-
gieintensität des Endverbrauchs zuzuschreiben. Damit
war dieser zwischen 1973 und 1998 der wichtigste Faktor
bei der Entkopplung von Emissionen und Wirtschafts-
wachstum. Ohne diesen Effekt wäre auch der Energiever-
brauch zwischen 1973 und 1998 in der IEA-11 um fast
50 % stärker gestiegen (OECD/IEA, 2004a). Bei den
oben genannten zusätzlichen Maßnahmen zum Klima-
schutz im WEO-Szenario entfallen 60 % der zusätzlich
eingesparten Emissionen auf erhöhte Endenergieeffizienz
und es wird weniger in die Energiebereitstellung inves-
tiert (OECD/IEA, 2004b, S. 378, 380 ff.; vgl. OECD/
IEA, 2003, S. 406). Die jährliche Reduktion der Ener-
gieintensität der oben erwähnten 11 OECD-Länder hat
sich jedoch von – 2 % in den 1970er-Jahren auf – 0,7 %
in den 1990er-Jahren verringert (OECD/IEA, 2004b). 

Auch die Europäische Umweltagentur erwartet, dass bis
2010 allein die Hälfte der Energieeinsparungen auf das
Konto der Effizienz gehen wird (EEA, 2005). Eine andere
Szenariorechnung verdeutlicht anhand der Wachstums-
und Klimaschutzziele der EU die Notwendigkeit einer
drastischen Effizienzsteigerung (vgl. EWRINGMANN,
2005). Auf der Frühjahrstagung wurde ein jährliches
Wachstumsziel von 3 bis 4 % bis zum Jahr 2020 bei einer
gleichzeitigen CO2-Reduktion von 15 bis 30 % vereinbart
(vgl. Europäischer Rat vom 22. bis 23. März 2005). Bei
einem durchschnittlichen Wachstum von 3,5 % steigt das
BIP bis 2020 um circa 70 %, wodurch im Trend-Szenario
ein um 50 % höherer Energiebedarf entsteht. Ein simulta-
nes – eher moderates – Emissionsreduktionsziel von
20 % bedeutet, dass die EU im Jahr 2020 ein um 70 % ge-
stiegenes BIP mit einem um 20 % geringerem Einsatz an
fossiler Energie erreichen muss. Dadurch entsteht in dem
durch fossile Energieträger dominierten Energiemix der
EU ein Überhang von CO2-Emissionen, der weder durch
die Bereitstellung erneuerbarer oder nuklearer Energie,
noch durch nachgeschaltete Techniken der CO2-Abschei-
dung geschlossen werden kann (EWRINGMANN, 2005;
JÄGER, 2005). Notwendig ist also eine massive Erhö-
hung der Energieeffizienz auf allen Stufen des Energie-
systems. 

4.6 Tendenzieller Bewusstseinswandel 
in der Wirtschaft

12. In der Wirtschaft setzt sich verstärkt die Einsicht
durch, dass der Klimawandel, die ihm folgenden Regulie-
rungen und die skizzierten energiewirtschaftlichen Verän-
derungen für das eigene Unternehmen sowohl bedeutende
Risiken als auch Chancen mit sich bringen (United Na-
tions Foundation, 2005). Eine wachsende Zahl von Unter-
nehmen hat die Energieeffizienz und Entwicklung klima-
gerechterer Verfahren und Produkte als strategisches
Geschäftsfeld entdeckt. Auch große weltweit agierende
Konzerne engagieren sich zunehmend in diesem Ge-
schäftsfeld. So steigt zum Beispiel Siemens über den
Kauf von Windenergieanlagenherstellern in dieses Markt-
segment ein (ZEIT, 28. April 2005, S. 36). Vergleichende
Studien zeigen, dass sich die Steigerung der Energieeffi-
zienz für die Unternehmen rechnet. Unternehmen können

dadurch die Anfälligkeit gegenüber Preisschwankungen
des Ölpreises verringern, Kosten senken und ihre Wettbe-
werbsfähigkeit steigern (Climate Group, 2005; WRI
et al., 2002). Studien, die einen positiven Zusammenhang
zwischen Umweltperformanz und wirtschaftlichem Er-
folg ergaben (z. B. KING und LENOX, 2001; Morgan
Stanley und Oekom Research, 2005), finden in Bezug auf
Klimaschutz und Energieeffizienz ihre nahe liegende
Bestätigung. Dies gilt beispielsweise für die Vergleichs-
studie von 237 weltweit führenden Unternehmen aus
13 Sektoren, die im Rahmen des „Carbon-Disclosure-
Projects“ der britischen Regierung durchgeführt worden
ist (Innovest, 2004). 

Auch amerikanische Großunternehmen betonen neuer-
dings häufig die Notwendigkeit einer radikalen Steige-
rung der Energieeffizienz angesichts abnehmender Öl-
und Gasreserven, der Abhängigkeit von teils unsicheren
ausländischen Energiequellen und globaler Klimarisiken
und erhöhen entsprechend ihre Investitionen in Einspar-
technologien (AULISI et al., 2004). General Electric hat
angekündigt, bis 2012 seine CO2-Emissionen um 1 % ge-
genüber 2005 zu senken (im Trend-Szenario steigen diese
um 40 %) und seine jährlichen Investitionen in Einspar-
technologien zu verdoppeln (Washington Post,
21. Mai 2005, S. A19).

4.6.1 Beispiel: Europäische Stromwirtschaft
13. Bei der geplanten umfangreichen Kraftwerkser-
neuerung im Europa der 15 wird die Tendenz hin zu kli-
mafreundlicheren Technologien ebenfalls erkennbar. So
werden hauptsächlich Gaskraftwerke geplant, welche
– neben anderen Vorteilen wie geringere Investitionskos-
ten und kürzeren Amortisationszeiten – geringere Emis-
sionen als Kohle oder Öl aufweisen. In einer Aufstellung
der Kraftwerksplanung für den Zeitraum bis 2012
(PLATTS, 2005) ergibt sich folgende Priorität der Ener-
gieträger:

1. Weit überwiegend wird auf moderne GuD-Kraftwerke
gesetzt.

2. Erneuerbare Energien bilden die zweitgrößte Gruppe
der Vorhaben. 

3. Nur noch wenige Länder – vor allem Deutschland –
planen einzelne Kohlekraftwerke.

Bei den erneuerbaren Energien plant das ehemalige Koh-
leland Großbritannien annähernd 9 000 MW. Schweden
plant 2 800 MW. Frankreich mit seiner hohen Nuklear-
kapazität plant mehr als 2 000 MW, meist Windkraft.
Eine nukleare Option des Klimaschutzes wird von der
europäischen Stromwirtschaft also offensichtlich nicht
gesehen. Abgesehen von zwei Standorterweiterungen in
Schweden sind bisher lediglich zwei neue Kernkraft-
werke geplant (Finnland) oder vorgeschlagen (Frank-
reich). Die deutschen Unternehmen RWE, Vattenfall und
Steag erscheinen mit ihren Investitionsplänen für deut-
sche Kohlekraftwerke (circa 6 500 MW) als europäische
Ausnahme. Zugleich folgen sie aber in westeuropäischen
Ländern auch dem skizzierten Trend. So plant Europas
größter CO2-Emittent RWE in Großbritannien einen gro-
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ßen Off-shore-Windpark. Vattenfall hat sich in einen der
größten dänischen Windenergiebetreiber eingekauft. Mo-
derne Gaskraftwerke im Umfang von über 3 000 MW, oft
mit Kraft-Wärme-Kopplung, werden in Deutschland vor-
wiegend von unabhängigen Anbietern und von Stadtwer-
ken gebaut (PLATTS, 2005). 

4.6.2 Beispiel: Finanz- und Versicherungs-
wirtschaft

14. Nach Schätzungen der Versicherungswirtschaft ha-
ben sich die Schäden durch Wetteranomalien alle
10 Jahre verdoppelt und in den letzten 15 Jahren fast
eine Billion USD erreicht. Die jährlichen Schäden er-
reichten alleine 2004 eine Höhe von 100 Mrd. USD
– 60 Mrd. USD davon waren versichert – und könnten in
der nächsten Dekade bis auf jährlich 150 Mrd. USD an-
steigen (United Nations, 2005; Innovest, 2002). Die jähr-
lichen Schäden durch Wetterextreme in der EU haben
sich in 20 Jahren verdoppelt (Allianz und WWF, 2005).
Seit 1980 sind 64 % aller europäischen Katastrophen wet-
terbezogen und haben 79 % der Schäden verursacht. Vier
von fünf Jahren mit den größten Verlusten haben sich seit
1997 ereignet (EEA, 2004). Wenn auch der gestiegene
Wert betroffener Güter und Infrastrukturen eine Rolle
spielt, ist dies keine ausreichende Erklärung. Die Finanz-
und Investmentbranche sieht sich in jedem Falle verschie-
denen Renditerisiken ausgesetzt. Einerseits bestehen
Renditerisiken durch die Folgen des Klimawandels an
sich, wie zum Beispiel erhöhte Gefahr von Sachschäden
an Investitionsobjekten. Andererseits bestehen auch Ren-
diterisiken durch neue Regulierungen in Bezug auf CO2-
Emissionen, wenn dadurch CO2-intensive Aktiva, zum
Beispiel Kohlekraftwerke, entwertet werden. Dement-
sprechend fordern Banken, Fonds und Versicherungen
von Unternehmen zunehmend die Vorlage von Strategien
zur Risikominderung. Unternehmensportfolios werden
hinsichtlich ihrer Anfälligkeit gegenüber Auswirkungen
des Klimawandels und daraus folgenden Regulierungen
bewertet (United Nations Foundation, 2005; United Na-
tions, 2005; Innovest, 2002).

Chancen für Unternehmen entstehen durch die genannten
neuen Märkte, aber auch durch Kostenvorteile als Folge
erhöhter Energieeffizienz. Für Banken- und Finanzwirt-
schaft ergibt dies einen Anreiz, Kapitalflüsse in solche In-
vestitionen zu lenken, welche unter den tatsächlichen
oder absehbaren Regulierungen zur Emissionsminderung
die höchsten Renditen erwirtschaften. Dies hat erhebliche
Bedeutung, da Banken, Versicherungen und institutio-
nelle Investoren (Fonds) einen entscheidenden Einfluss
auf das Investitionsverhalten realwirtschaftlicher Akteure
besitzen.

5 Defizite des Klimaschutzes als 
unausgeschöpfte Modernisierungs-
potenziale

15. Der skizzierte Wandel hin zu klimafreundlicheren
Technologien hat also unterschiedliche Triebfaktoren. Er

ist jedoch nach Auffassung des SRU eindeutig erkennbar
und unumkehrbar. Insbesondere die hohen Ölpreise und
der von ihnen verstärkte Innovationswettbewerb um
Technologien mit hoher Energieeffizienz sind für ein ent-
wickeltes Land wie Deutschland eine Herausforderung,
die nicht nur einen ambitionierten Klimaschutz rechtfer-
tigt, sondern auch eine Neubestimmung der Führungs-
position in diesem Entwicklungsprozess. Die Folge wäre
eine Ergänzung des zentralen Erfolgsmaßstabes der Er-
füllung der Ziele des Kyoto-Protokolls um den Maßstab
der Ausschöpfung vorhandener Potenziale profitabler
Effizienzsteigerung. In diesem Sinne bieten bisherige De-
fizitbereiche des deutschen Klimaschutzes eine zugleich
auch ökonomische Herausforderung. Unausgeschöpfte
Modernisierungspotenziale dieser Art sind insbesondere: 

– der Bereich der Kohleverstromung,

– die Kraft-Wärme-Kopplung,

– die Wärmeversorgung von Gebäuden und 

– der Kraftstoffverbrauch von PKW.

Anfang 2005 ist der europäische Emissionshandel in
Kraft getreten, welcher Anreize für einen effizienten Kli-
maschutz in wichtigen Teilen der Wirtschaft liefert.
Gleichwohl wäre nach Ansicht des SRU ein Emissions-
handel, welcher auf der ersten Handelsstufe für fossile
Brennstoffe ansetzt, vorzuziehen gewesen. In einem sol-
chen – alle Sektoren umfassenden – System würde
Deutschland seine Reduktionsziele zu geringeren gesamt-
wirtschaftlichen Kosten erreichen als dies heute der Fall
ist, da alle kostengünstigen Potenziale der oben genann-
ten Sektoren in den Handel einbezogen worden wären.
Da der Emissionshandel diese Sektoren ausspart, müssen
dort zusätzliche Maßnahmen ergriffen werden. Trotz sol-
cher Schwächen befürwortet der SRU die Emissionshan-
delsrichtlinie (SRU, 2002, Tz. 473, Tz. 496 ff.; 2004b,
Tz. 48).

5.1 Bisherige Erfolge 

16. Im Rahmen der europäischen Lastenverteilung des
Kyoto-Protokolls hat sich Deutschland verpflichtet, seine
Emissionen an THG bis spätestens 2012 gegenüber 1990
um 21 % zu senken (Europäischer Rat 2002/358/EG).
Damit wurde im europäischen Vergleich eine Vorreiter-
position eingenommen. Bis zum Jahr 2003 wurde ein
Rückgang von 18,5 % erreicht. Bei CO2 – mit einem An-
teil von 85 % das wichtigste THG – wurde ein Rückgang
von 14,7 % erreicht (ZIESING, 2005). 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz hat insbesondere bei
Windenergie und Photovoltaic (zusammen mit Dänemark
bzw. Japan) eine deutsche Marktführerschaft bewirkt und
eine mittelständische Industrie entstehen lassen, welche
sich zunehmend im Ausland engagiert. Der deutsche
Lead-Markt (JACOB et al., 2005) auf diesem Gebiet hat
auch ausländische Investoren ins Land gebracht. Die Auf-
schläge auf den Strompreis für die erneuerbaren Energien
dienen dabei als Investition in eine entsprechende Ex-
portposition sowie (durch Übernahme der Lern- und
9



Bisherige Erfolge
Entwicklungskosten) als eine Hilfestellung für die rasche
globale Marktdurchdringung mit klimafreundlichen
Technologien.

Trotz dieser Erfolge ist noch nicht gesichert, dass
Deutschland sein Kyoto-Ziel erreicht. Die größten Emis-
sionsminderungen wurden in den 1990er-Jahren erzielt,
die zum Teil auf die Umstrukturierung der ostdeutschen
Industrie zurückzuführen sind. Seit 2000 ist der Trend

sinkender THG-Emissionen faktisch zum Stillstand ge-
kommen. Das nationale CO2-Reduktionsziel von – 25 %
bis 2005 wurde verfehlt. Mehr noch als Deutschland läuft
die gesamte EU-15 Gefahr, ihr Kyoto-Ziel ohne weitere
Maßnahmen zu verfehlen. Im Zeitraum 1999 bis 2003
sind die THG-Emissionen der EU-15 um 2 % gestiegen,
was auf eine 4 %ige Erhöhung des Energiesektors zu-
rückzuführen ist (EEA, 2005). Der Aufarbeitung der De-
fizitbereiche kommt also erhebliche Bedeutung zu.
A b b i l d u n g  5-1

Sektorale unbereinigte CO2-Emissionen in Deutschland
1990 bis 2003

SRU/AS Klimapolitik 2005/Abb. 5-1; Datenquelle: Ziesing, 2005; BMU, 2005
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Emissionstrends im Kraftwerkssektor und Emissionshandel
5.2 Emissionstrends im Kraftwerkssektor 
und Emissionshandel

17. Nachdem die CO2-Emissionen im Kraftwerkssektor
zwischen 1990 und 1999 um gut 14 %-Punkte gefallen
sind, sind sie im Zeitraum 1999 bis 2003 wieder um
8 %-Punkte bzw. 29 Mio. t gegenüber 1990 gestiegen
(ZIESING, 2005; BMU, 2005). Wären die Emissionen
dieses Sektors auf dem Niveau von 1999 geblieben, wäre
das Kyoto-Ziel faktisch schon erreicht. Grund ist ein An-
stieg der Bruttostromerzeugung um 8,5 % zwischen 1999
und 2003, welcher fast zur Hälfte durch Braunkohle ge-
deckt wurde (BMWA, 2005).

Dieser Anstieg ist auf eine strukturelle Verschiebung in
der Kapazität der Bruttostromerzeugung im Zeitraum von
1999 bis 2003 weg vom Gas und hin zur Braunkohle zu-
rückzuführen. Während Gas einen Rückgang von 11,4 %
(auf 22,2 GW) zu verzeichnen hatte, wurde die Kapazität
der emissionsintensiven Braunkohle um 9,4 % (auf
19,5 GW) ausgebaut (BMWA, 2005). 

Bei einem weiteren Ausbau kohlebasierter Kraftwerkska-
pazitäten sind im Zuge einer anspruchsvollen Klima-
schutzpolitik zusätzliche Kosten für den Energiesektor zu
erwarten. Dies gilt insbesondere für die notwendigen wei-
terreichenden Reduktionsziele für die Zeit nach 2012. Vor

dem Hintergrund der in den Folgeperioden nicht nachlas-
senden klimapolitischen Notwendigkeiten dürfte eine zü-
gige Abkehr vom Kohlepfad daher auch für diejenigen
Energieversorger interessant werden, die offenbar trotz
noch fehlender Techniken zur CO2-Abscheidung weiter-
hin zum großen Teil auf Kohle setzen. So plant RWE
Braunkohlekraftwerke in Grevenbroich-Neurath
(2 x 1 050 MW, ab 2010) und Vattenfall in Boxberg
(660 MW, 2010/11). Steinkohlekraftwerke werden von
Vattenfall in Hamburg (2 x 750 MW, als KWK, 2010/11),
von E.ON in Datteln (1 100 MW, 2010) und von der
Steag in Duisburg-Walsum (750 MW) und Herne
(400 MW) geplant (PLATTS, 2005). Nach den Regelun-
gen des Emissionshandels können emissionsintensive
Kraftwerke betrieben werden, solange das Emissionsmin-
derungsziel des Sektors (cap) eingehalten wird. Emitten-
ten müssen für Produktionsausweitungen, für deren
Emissionen sie keine Berechtigungen besitzen, entspre-
chend Zertifikate von anderen Marktteilnehmern erwer-
ben, welche diese Emissionen einsparen. Entscheidend
für die ökologische Wirksamkeit ist das gesamte sekto-
rale Emissionsminderungsziel. Die Erfahrung mit dem
deutschen nationalen Allokationsplan (NAP) im Vorfeld
der ersten Periode 2005 bis 2007 hat jedoch gezeigt, dass
durch intensive Einflussnahme eben dieses sektorale
Emissionsminderungsziel aufgeweicht wurde. 
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A b b i l d u n g  5-2

Bruttostromerzeugungskapazitäten in Deutschland
1991 bis 2003 

SRU/AS Klimapolitik 2005/Abb. 5-2; Datenquelle: BMWA, 2005
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Mangelnder Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung
Wie bereits in einem Kommentar zur Umweltpolitik im
März 2004 (SRU, 2004a) befürchtet, stellt der schließlich
verabschiedete deutsche NAP einen unbefriedigenden
Kompromiss dar, der hinter die Selbstverpflichtung der
Industrie zurückfällt. Die im Zuteilungsgesetz für die
erste Periode 2005 bis 2007 (ZuG 2007) festgesetzten Re-
duktionsziele für die vom EU-Emissionshandel betroffe-
nen Sektoren fallen geringer aus als ursprünglich geplant.
Überdies sind sie überwiegend für die zweite Periode von
2008 bis 2012 vorgesehen (vgl. ZuG 2007; Kabinettsbe-
schluss vom 31. März 2004). Die Ausgestaltung des Zu-
teilungsgesetzes 2007 hat zu einem wenig transparenten
System mit komplexen Allokations- und Sonderregelun-
gen geführt. Im Ergebnis hat dies zu einer Umverteilung
innerhalb des Sektors zulasten derjenigen Anlagenbetrei-
ber geführt, welche nicht in den Genuss der Sonderrege-
lungen gekommen sind. Im Gegenzug wurde diesen Anla-
genbetreibern für die Periode 2008 bis 2012 (ZuG 2012)
eine Kompensation von 30 Mio. t CO2 zugesagt (DEHSt,
2005; SCHAFHAUSEN, 2005).

Werden die avisierten Ausbaupläne für Kohlekraftwerke
umgesetzt, ist für die Periode 2008 bis 2012 mit einer
Verschärfung der Verteilungskonflikte innerhalb des fest-
gelegten Emissionsminderungsziels zu rechnen, wobei
mit den zugesagten 30 Mio. t die erste Forderung bereits
vorliegt. Es ist zu befürchten, dass die klimapolitisch not-
wendig ambitionierten Reduktionsziele für die Periode
nach 2012 ebenfalls unter Druck geraten, wenn es um
ihre verbindliche Festlegung geht.

Entscheidend für die zukünftige Klimapolitik und die
Wirksamkeit der Instrumente ist daher die Durchset-
zungsfähigkeit der Politik gegenüber einflussreichen Par-
tikularinteressen. Solange die Energiewirtschaft davon
ausgehen kann, dass sie Maßnahmen der Emissionsmin-
derung durch Einflussnahme auf die Zielbildung und die
Zuteilung von Zertifikaten zu kontrollieren vermag, wird
der erforderliche Strukturwandel behindert werden. Die
effektive Durchsetzung vorgegebener Reduktionsziele
muss glaubwürdig und kalkulierbar sein, damit die be-
troffenen Sektoren die vorgegebene Knappheit von Emis-
sionen in ihren Investitionsentscheidungen entsprechend
berücksichtigen.

Derzeit müssen die großzügigen Allokationen an Ener-
giewirtschaft und energieintensive Industrien durch zu-
sätzliche Maßnahmen in den anderen Sektoren (Gewerbe,
Handel, Dienstleistungen, Haushalte und Verkehr) kom-
pensiert werden, um die Einhaltung der Reduktionsver-
pflichtung sicherzustellen. Diese Maßnahmen sind im
nationalen Klimaschutzprogramm zusammengefasst
(z. B. Gebäudesanierungsprogramme im Haushaltssektor
und Aufklärungskampagnen im Verkehrssektor, vgl.
BMU, 2005) und weisen in der Regel eine geringere Ef-
fektivität und ungewissere Zielerreichungsgrade als der
Emissionshandel auf. Wie bereits oben erwähnt, wäre
dies bei einem Emissionshandel auf erster Stufe nicht not-
wendig gewesen.

5.3 Mangelnder Ausbau der Kraft-Wärme-
Kopplung

18. Die Effizienzsteigerung in Form der gekoppelten
Erzeugung von Strom und Wärme ist ebenfalls ein Feld,
auf dem Deutschland erhebliche ungenutzte klimapoliti-
sche Potenziale besitzt. Auch im Vergleich zu einigen
kleineren europäischen Ländern weist Deutschland hier
einen erheblichen Rückstand auf. Dänemark beispiels-
weise hatte 2003 einen Anteil an Stromerzeugung mit
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) von 54 % (REICHE,
2005, S. 86), etwa das Fünffache des deutschen Anteils.
Insbesondere kleine KWK-Anlagen, aber auch die Kraft-
Kälte-Kopplung sind ein wichtiges Feld technischer Neu-
erungen geworden. 

Eine im Juni 2001 getroffene Vereinbarung zwischen der
Bundesregierung und der deutschen Wirtschaft sollte
durch den Ausbau der KWK bis 2010 eine jährliche Re-
duktion der CO2-Emissionen von circa 20 bis 23 Mio. t
gegenüber 1998 erreichen. Die Hälfte der Reduktion
sollte durch das am 1. April 2002 in Kraft getretene
KWK-Gesetz induziert werden. Bisherige Trends lassen
aber erwarten, dass das Ausbauziel verfehlt wird. Das Ge-
setz hatte für Ende 2004 eine Überprüfung der Zielerrei-
chung vorgesehen, die noch aussteht. Dies impliziert
einen dringenden Handlungsbedarf, zumal einige Förder-
kategorien der degressiv gestaffelten Zuschläge im
KWK-Gesetz bereits 2006 bzw. 2009 auslaufen.

5.4 Potenziale bei der Gebäudewärme 
bei weitem nicht erschöpft

19. Im Bereich der Gebäudeheizung, die inzwischen
auch ein wichtiges Handlungsfeld der EU ist, sind wichti-
ge Fortschritte erzielt worden. Bei Passivenergiehäusern 
ist zum Beispiel ein rapider Anstieg zu verzeichnen. 

Die aus dem Einsatz fossiler Energieträger zur Wärmebe-
reitstellung resultierenden CO2-Emissionen im Haus-
haltsbereich waren im Jahr 2003 um rund 5 % niedriger
als 1990. Der spezifische CO2-Gehalt des entsprechenden
Endenergieverbrauchs wurde zwar durch zunehmende
Verwendung von Erdgas um fast ein Fünftel verringert.
Dennoch wurde dieser Effekt durch Mehrverbrauch an
fossilen Energieträgern (17 %) infolge stark steigender
Wohnfläche (20,4 %) teilweise neutralisiert. Der stei-
gende Wohnflächenverbrauch ist vor allem auf die Zu-
nahme der Pro-Kopf-Wohnfläche von 16,4 % aber auch
auf den Bevölkerungszuwachs von 3,5 % zwischen 1990
und 2003 zurückzuführen. Die Anstrengungen zur Erhö-
hung der Energieeffizienz im Haushaltsbereich konnten
dem Trend zum höheren Wärmeverbrauch ebenfalls nur
begrenzt entgegenwirken. Der auf die Wohnfläche bezo-
gene spezifische Verbrauch fossiler Energieträger war
2003 um 2,5 % niedriger als 1990. Unter Berücksichti-
gung des Einflusses der Außentemperatur auf den Wär-
meverbrauch ergäbe sich eine höhere spezifische Ver-
brauchsreduzierung von circa 5,4 % (ZIESING, 2005 u.
pers. Korrespondenz; AG Energiebilanzen, 2004; IfS,
2005). 
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Die Führungsposition im Klimaschutz aufgeben?
Zur Verbesserung der Energieeffizienz im Wohnungs-
markt – die zunehmend auch ein wichtiges Handlungsfeld
der EU ist – stützt sich die Bundesregierung auf eine
Reihe von Auflagen und Fördermaßnahmen, ergänzt
durch Programme und Initiativen zur Verbesserung der
Information über vorhandene Energiesparpotenziale. 

DIN-Normen über den Mindestwärmeschutz von Bautei-
len, die Energiespar-Verordnung, die Heizkosten-Verord-
nung und eine Reihe von Verordnungen auf der Ebene der
Länder und Kommunen zielen auf die Einhaltung von
Energiestandards bei der Bauausführung ab. Die Förder-
programme der KfW-Bankengruppe und verschiedene
Länderprogramme sollen Anreize zu zusätzlichen Ener-
giesparinvestitionen setzen. Offenbar bleibt die Effektivi-
tät dieses Instrumentenmixes bislang hinter den Erwar-
tungen zurück. Insbesondere im Wohnungsbestand sind
trotz vorgeschriebener Modernisierungsstandards bislang
beträchtliche Energiesparpotenziale ungenutzt geblieben.
Hier liegt die Ausnutzung des energetischen Sanierungs-
potenzials aufgrund der vergleichsweise schleppenden
Sanierungsfortschritte und der unzureichenden energeti-
schen Qualität der Sanierungsmaßnahmen bei lediglich
32 % (KLEEMANN und HANSEN, 2005, S. 8). 

Ursache hierfür ist der mangelnde Vollzug der relevanten
Verordnungen (Wärmeschutz- bzw. Energiesparverord-
nung). Aus ökologischer Perspektive unbefriedigend ist
die geringe Innovationsdynamik der starren Energiestan-
dards. Als wenig anreizkompatibel erweist sich aber auch
die wohnungspolitische Regulierung. Während selbstnut-
zende Wohnungseigentümer Energiekostenersparnisse
unmittelbar in ihrem Investitionskalkül berücksichtigen,
ist dieser Anreiz im Mietwohnungsbereich geringer aus-
geprägt. Die Warmwasser- und Heizkostenabrechnung
gemäß der geltenden Heizkosten-Verordnung beschränkt
die Energiesparanreize im Wesentlichen auf den Mieter,
wobei die Anreizwirkung je nach gewähltem Verteilungs-
schlüssel der Wärmekosten zwischen den Mietern (§ 7
HKVO) variiert. Für den Vermieter bestehen dagegen
kaum kontinuierliche Anreize zur Verbesserung des bau-
lichen Wärmeschutzes und der optimalen Nutzung der
Heizungstechnik. Darüber hinaus hemmen gesetzliche Ri-
giditäten der Mietpreisbildung die Wirtschaftlichkeit ener-
giesparender Modernisierungsmaßnahmen (HENTRICH,
2001, S. 271). Empirische Schätzungen der Determinan-
ten des Raumwärmeverbrauchs deutscher Haushalte
untermauern diese Einschätzung. Haushalte in Mietwoh-
nungen geben unabhängig vom verwendeten Energieträ-
ger, Haustyp und der Haushaltsstruktur generell mehr für
die Wärmeversorgung aus als Haushalte in Eigenheimen
oder Eigentumswohnungen (REHDANZ, 2005, S. 7).

5.5 Kfz: frühe Einsparerfolge wurden nicht 
weitergeführt

20. Der SRU hat in seinem Sondergutachten zu Umwelt
und Straßenverkehr (SRU, 2005) für 2012 eine Durch-
schnittsemission für Neuwagen von 100 g CO2/km gefor-
dert. Dies ist ein anspruchsvolles Ziel, das – auch ohne
die mögliche Einbeziehung von Bio-Kraftstoff – erreich-
bar erscheint, in jedem Fall aber geeignet ist, Innovatio-

nen für den Technologiewettbewerb in Zeichen regulati-
ver Trends in diese Richtung zu stimulieren.

Bei sparsamen Dieselmotoren hatte die deutsche Autoin-
dustrie eine Führungsposition. Maßnahmen wie die 1997
geänderte Kfz-Steuer trugen dazu bei, dass Deutschland
auf diesem Gebiet ein Lead-Markt wurde (JACOB et al.,
2005). Zusätzlich trugen die hohen Ölpreise und die Öko-
Steuer dazu bei, dass der Kraftstoffverbrauch in Deutsch-
land nach einem starken Anstieg seit 1999 rückläufig war
(vgl. SRU, 2005). 

Die CO2-Emissionen des Straßenverkehrs stiegen zwi-
schen 1990 und 1999 um 16,4 %-Punkte, um dann um
10 %-Punkte zu fallen, so dass sie bis 2003 noch 6,4 %
über dem Niveau von 1990 lagen (ZIESING, 2005; BMU,
2005). Bei der Effizienz des Benzinverbrauchs hat inzwi-
schen Japan – wiederum als Folge klimapolitisch moti-
vierter Maßnahmen – eine Führungsrolle übernommen,
die mit starken Exporterfolgen verbunden ist. Der Toyota
Prius erreicht als Mittelklassewagen eine Durchschnitts-
emission von 104 g CO2/km. Verglichen damit ist die
– im Effekt überdies ungewisse – Selbstverpflichtung der
europäischen Automobilindustrie (ACEA), einen Durch-
schnittsverbrauch von 140 g CO2/km für Neuwagen zu
erreichen, klimapolitisch unzureichend und kaum geeig-
net, einen erfolgreichen Innovationswettbewerb anzure-
gen. Vor allem hat der regulative Trend zu sparsamen
Motoren sich über Kalifornien in einer Reihe von Län-
dern fortgesetzt und auch in China zu Standards der
Kraftstoffeffizienz geführt, die eine Herausforderung für
Autoexporteure darstellen (SAUER und WELLINGTON,
2004). In den USA wird neuerdings die Möglichkeit
einer profitablen Senkung des Benzinverbrauchs auf
2,6 l/100 km ins Spiel gebracht (Newsweek,
8. August 2005, S. 49). In dieser Hinsicht ist die deutsche
Automobilindustrie mit einer anhaltenden Tendenz zur
Steigerung von Motorleistung und Fahrzeuggewicht in
Rückstand geraten (SRU, 2005, Tz. 299 ff.). Ihre Füh-
rungsposition zurückzugewinnen setzt eine pro-aktive
deutsche Politik voraus, also eine Neubestimmung der
bisherigen Vorreiterrolle. Im Zeichen vermutlich anhal-
tend hoher Ölpreise und eines langfristig eher forcierten
Klimaschutzes wäre dies der beste Weg, Wettbewerbs-
politik und Zukunftserfordernisse zu verbinden. Nach
Auffassung des SRU wäre die Einbeziehung des Kraft-
stoffverbrauchs der angebotenen Fahrzeugflotte in den
Emissionshandel ein sinnvoller Schritt in diese Richtung
(SRU, 2005).

6 Die Führungsposition im Klimaschutz 
aufgeben?

21. Die bisherigen Darlegungen haben ergeben, dass der
Klimaschutz weniger durch den Kyoto-Prozess als durch
Hinzutreten rein ökonomischer Vorteilskalküle im Rah-
men von Innovations-, Wettbewerbs- und Industriepolitik
eine unvermutete weltweite Dynamik entfaltet hat. Dies
hat im Zeichen regulativer Trends in diese Richtung den
Innovationswettbewerb zum Teil forciert. Die Bedeutung
von staatlichen Maßnahmen für den diesbezüglichen In-
novationsprozess widerlegt die Vorstellung, industrielle
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Schlussfolgerungen und Empfehlungen
Eigendynamik allein könne die eingangs skizzierten be-
drohlichen Risiken und Schadenseffekte des Klimawan-
dels bewältigen. 

Der SRU nimmt die derzeitigen klimapolitischen Wider-
stände in der Verbandshierarchie der deutschen Industrie
sehr ernst. Dies umso mehr als energieintensive Indus-
trien und die deutsche Stromwirtschaft in der Lage waren,
beim Emissionshandel, bei der KWK-Förderung und
auch bei der angestrebten Liberalisierung der Energie-
märkte ihre Interessen in starkem Maße durchzusetzen. 

Der BDI fordert in einer Stellungnahme eine Abkehr vom
Kyoto-Protokoll und eine Übernahme der neuerdings for-
mulierten US-Position zum Klimaschutz. Die Stellung-
nahme – der eine ähnliche Erklärung des DIHK folgte
(DIHK, 2005) – ist repräsentativ genug, um sie hier
exemplarisch mit den zuvor gemachten Darstellungen zu
konfrontieren. Vertreten werden die folgenden Thesen
(BDI, 2005):

– „Die Rolle des Vorreiters um jeden Preis können wir
uns nicht leisten“. Daher ist „auf nationale und euro-
päische Alleingänge zu verzichten“.

– „Die Verbesserungspotenziale sind weitgehend ausge-
reizt“.

– „Die zusätzlichen Kosten gefährden Investitionen und
Produktion in unserem Land. Es droht der Verlust wei-
terer Arbeitsplätze“. Wir „gefährden unsere Wettbe-
werbsfähigkeit“.

– „… absolute Emissionsminderungsverpflichtungen
wie im Kyoto-Protokoll“ seien aufzugeben.

Gleichwohl wird die Klimavereinbarung mit der Bundes-
regierung bestätigt und auch anerkannt, dass durch
„Klimaschutz … die Unternehmen zu einer wertschöp-
fungs- und beschäftigungsintensiven Wirtschaftspolitik“
beitragen. Es wird ebenfalls auf eine Innovationsstrategie
zur „effizienten Verwendung von Energie und Rohstof-
fen“ gesetzt (BDI, 2005; vgl. DIHK, 2005).

Zu den ersten drei Thesen wurden in den Kapiteln 3 bis 5
Gegenargumente geltend gemacht und auf empirische
Gegentendenzen verwiesen. Die vierte These steht im
Widerspruch zu den klimapolitischen Erfordernissen. Au-
ßerdem kollidiert sie mit dem Postulat einer Innovations-
strategie für „Ressourceneffizienz“. Denn Innovationen
erfordern kalkulierbare Zielvorgaben – allerdings bei fle-
xibler, wirtschaftsverträglicher Umsetzung. Speziell in
der Umweltforschung hat sich gezeigt, dass angesichts
von Marktversagen staatliche oder zumindest gesell-
schaftliche Anreize immer wieder erforderlich waren
(SRU, 2002). Speziell Lead-Märkte für umwelt- und kli-
mafreundliche Technologien sind ganz überwiegend
durch nationalstaatliche Vorreiterpolitik entstanden
(JACOB und JÄNICKE, 2004). 

Das vom BDI unterstützte Technologieabkommen zwi-
schen den USA, Australien und einigen asiatischen
Schwellenländern ist aus Sicht des SRU nur als Ergän-
zung zum Kyoto-Protokoll akzeptabel. Untersuchungen
zu klimafreundlichen Energietechnologien zeigen, dass

internationale Forschungskooperationen (technology
push) nationale Politiken (market pull) nicht ersetzen
können (PHILIBERT, 2004). Der BDI plädiert für einen
Ausbau des internationalen Emissionshandels sowie für
„mehr Markt“ und entsprechende langfristige Rahmenbe-
dingungen. Aber gerade die Emissionshandelssysteme
des Kyoto-Protokolls und der EU schaffen einen Markt
für kostengünstige Vermeidungsoptionen. 

Die Position des BDI zeigt exemplarisch, wie zentral die
Frage der langfristigen Zielvorgabe für die künftige deut-
sche und europäische Klimapolitik ist. Ohne sie wäre der
Emissionshandel wirkungslos. Innovationspolitisch müs-
sen Zielvorgaben überdies anspruchsvoll sein, um eine
Anreizwirkung für Innovateure zu haben. Sie müssen ver-
lässlich sein, um die ohnehin großen Risiken bei Innova-
tionsprozessen zu verringern. 

Langfristig kalkulierbare Zielvorgaben werden zuneh-
mend auch aus der Wirtschaft gefordert. Die Allianz for-
dert beispielsweise in einer gemeinsamen Studie mit dem
WWF Langfristziele zur CO2-Reduktion als wesentliche
Voraussetzung zur Investitionssicherheit (Allianz und
WWF, 2005). Ein Zusammenschluss von Versicherern
und institutionellen Investoren in der UNEP Financial In-
itiative stellt die gleiche Forderung (Innovest, 2002; Uni-
ted Nations Foundation, 2005). General Electric hat die
US-amerikanische Regierung im Mai 2005 aufgefordert,
ein System mit klaren Reduktionszielen und handelbaren
Emissionszertifikaten einzuführen (Washington Post,
10. Mai 2005, S. E02). Ebenfalls haben 24 führende
Weltmarktunternehmen im Vorfeld des G-8-Gipfels im
Mai 2005 die führenden Industriestaaten aufgerufen,
langfristige Rahmenvorgaben und klare Preissignale über
das Jahr 2030 hinaus zu schaffen, um Sicherheit für lang-
fristige Investitionen in energieeffiziente Technologien
und Produkte zu schaffen (World Economic Forum,
2005).

Vor diesem Hintergrund ist es zu bedauern, dass für die
jetzt angelaufene erste Phase des Emissionshandels 2005
bis 2007 das festgelegte deutsche Reduktionsziel geringer
ausgefallen ist als ursprünglich geplant und durch – ten-
denziell teurere Maßnahmen – in den anderen Sektoren
ausgeglichen werden muss (SRU, 2004a). Um das Kyoto-
Ziel zu erreichen, sind weitere Anstrengungen notwendig.
Die angemessene Konkretisierung der Ziele für 2020 und
danach sollte von der Bundesregierung rasch vorangetrie-
ben werden. 

7 Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen

22. Aus dem Gesagten ergeben sich folgende Schluss-
folgerungen und Empfehlungen:

– Entgegen vielfacher Vermutung haben sich die Bedin-
gungen einer anspruchsvollen Klimapolitik durch eine
Reihe von Faktoren verbessert. Im Lichte neuerer Ent-
wicklungen erweist sich diese nicht nur als technolo-
gisch machbar, sondern auch hinsichtlich der Kosten
als wirtschaftlich eher vertretbar als dies in früheren
Berechnungen dargelegt wurde. Inzwischen ergibt
14
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sich im Hinblick auf die Effekte für Produktivität, In-
novation, Wettbewerb und Beschäftigung ein deutlich
positiveres Bild. Eine auf die Kosten des Klimaschut-
zes fixierte Diskussion vernachlässigt andererseits die
Kosten eines unterlassenen Klimaschutzes.

– Jenseits des Klimaschutzes ergeben sich – vor allem
im Zeichen steigender Ölpreise – zunehmend wirt-
schaftliche Argumente, die in die gleiche Richtung
weisen. Führende weltweit agierende Konzerne haben
eine Neuorientierung in diesem Sinne vollzogen.
Auch die geplante Erneuerung des Kraftwerksparks in
den meisten EU-15-Ländern zeigt einen Wandel hin
zu klimafreundlicheren Anlagen.

– Verstärkt wird diese Tendenz durch einen regulativen
Trend, der dem internationalen Innovationswettbe-
werb eine zusätzliche klimapolitische Dimension gibt.
Auch die neue EU-Strategie zur Energieeffizienz (und
deren Einbettung in den „Lissabon-Prozess“) ist von
diesem Wandel geprägt.

– Deutschland hat diese Entwicklung durch eine partei-
übergreifende anspruchsvolle Klimapolitik national
frühzeitig eingeleitet und international maßgeblich be-
einflusst. Diese – angesichts des expandierenden Ex-
ports etwa bei erneuerbaren Energien – auch wirt-
schaftlich erfolgreiche und bisher von wichtigen
Teilen der Wirtschaft mit getragene Strategie beginnt
Früchte zu tragen. 

– Der SRU sieht daher keinen Anlass das Tempo der
deutschen Klimapolitik zu verlangsamen und die
Kyoto-Ziele oder die deutsche Vorreiterpolitik im Kli-
maschutz aufzugeben.

– Die entscheidende Herausforderung für die Bundes-
regierung ist das Erfordernis langfristig kalkulierbarer
internationaler Zielvorgaben für 2020 und 2050 und
die Dringlichkeit diesbezüglicher Festlegungen. Von

ihnen wird es abhängen, ob der Emissionshandel die
in ihn gesetzten Hoffnungen erfüllt, ob bei der anste-
henden Teilerneuerung des Kraftwerksparks Fehlent-
scheidungen vermieden werden und ob Innovationen
für klimafreundliche Technologien und die entspre-
chenden Investitionen in ausreichendem Maße stimu-
liert werden. Eine Innovationsstrategie des Klima-
schutzes ist ihrer Natur nach Vorreiterpolitik.

– Ungeachtet der Erfolge der deutschen Klimapolitik
sollten ihre bisherigen Defizite insbesondere dann ge-
zielt angegangen werden, wenn es sich um Moderni-
sierungspotenziale handelt, die im Zeichen hoher
Energiekosten wirtschaftlich zu erschließen sind. Der
Sektor Stromversorgung (einschließlich der KWK)
spielt dabei eine besondere Rolle.

– Angesichts der Ausbaupläne für Kohlekraftwerke ist
für die Periode 2008 bis 2012 mit einer Verschärfung
der Verteilungskonflikte innerhalb des festgelegten
Emissionsminderungsziels zu rechnen, wobei die
beim ersten Allokationsplan bewiesene Einflussmacht
der Stromwirtschaft erneut die Frage der Durchset-
zungsfähigkeit der Politik aufwerfen würde. Die ener-
giepolitisch diskutierte Option „Clean coal“ (BMWA,
2003) kann diese Ausbaupläne nicht rechtfertigen, so-
lange eine wirtschaftliche Nachrüstung mit CO2-Ab-
scheidetechnik nicht sicher ist. 

– Da der Klimawandel eine Realität ist und seine Scha-
denseffekte auch im Lichte neuerer Entwicklungen
Anlass zur Sorge geben, erachtet es der SRU als not-
wendig, auf breiter Basis einen Konsens über die ab-
sehbaren Klimafolgen und die langfristigen Reduk-
tionsziele zu erarbeiten. Dabei sind die vom
Umweltministerrat der EU vorgeschlagenen Ziele für
die Verringerung klimaschädlicher Treibhausgase
(2020: 15 bis 30 %, 2050: 60 bis 80 %) sinnvolle
Orientierungswerte.
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